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DBA Doppelbesteuerungsabkommen
OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
AIA Automatischer Informationsaustausch
WAK-NR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
BEPS Base Erosion and Profit Shifting (Verminderung steuerlicher

Bemessungsgrundlagen und das grenzüberschreitende Verschieben von
Gewinnen durch multinationale Konzerne)

CDI Convention de double imposition
OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
EAR Echange automatique de renseignements
CER-CN Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
BEPS Base Erosion and Profit Shifting (Erosion de la base d'imposition et

transfert des bénéfices)
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Im August 2020 publizierte der Bundesrat seine Botschaften zu den
Doppelbesteuerungsabkommen mit Kuwait und Bahrain (BRG 20.066). Im Falle Kuwaits
ging es konkret um die Aktualisierung des seit 1999 bestehenden und seither nicht
revidierten Abkommens. Die Änderungen waren nötig geworden, weil sich nebst der
nationalen Abkommenspolitik auch die internationalen Standards im Bereich der
Doppelbesteuerungsabkommen entwickelt hatten. Das vorliegende Änderungsprotokoll
enthielt dementsprechend neue Bestimmungen zur Quellensteuer bei Dividenden und
Zinsen sowie zum Schiedsverfahren. Zudem wurden auch die OECD-Mindeststandards
integriert, welche im sogenannten BEPS-Projekt festgelegt worden waren. Mit Bahrain
unterhielt die Schweiz zwar bereits verschiedene Wirtschaftsabkommen, jedoch noch
kein allgemeines Doppelbesteuerungsabkommen, weshalb die beiden Staaten 2015
erste Verhandlungen über ein solches aufgenommen hatten. Da sich der
Genehmigungsprozess auf Seiten Bahrains verzögert hatte, wurden die BEPS-Standards
ebenfalls nachträglich implementiert. Inhaltlich entspricht das Abkommen weitgehend
den bekannten OECD-Musterabkommen und den Standards der Schweizer
Abkommenspolitik. Auf eine Vernehmlassung wurde verzichtet, weil sich die Kantone
und interessierten Wirtschaftskreise im vorhergehenden Orientierungsprozess positiv
geäussert und keine Einwände vorgebracht hatten. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.08.2020
AMANDO AMMANN

Die Doppelbesteuerungsabkommen mit Kuwait und Bahrain (BRG 20.066) kamen in
der Wintersession 2020 in den Nationalrat, sorgten dort aber kaum für
Diskussionsbedarf. Christian Lüscher (fdp, GE) unterstützte im Namen der WAK-NR den
Abschluss des Doppelbesteuerungsabkommens mit Bahrain, unter anderem weil das
Land eine grosse Investitionskapazität besitze und es bereits mit zahlreichen anderen
europäischen Ländern ähnliche Abkommen abgeschlossen habe. Laut Lüscher würde
das Abkommen, welches inhaltlich der Schweizer Vertragspraxis gemäss OECD
entspreche und damit die BEPS-Mindeststandards der OECD erfülle, den Schweizer
Finanzplatz und damit die Schweizer Wirtschaft im Allgemeinen stärken. Auch das
Änderungsprotokoll mit Kuwait empfahl die Kommission zur Annahme, da dieses eine
Anpassung an die neuen BEPS-Mindeststandards gewährleiste . Es enthalte überdies
wichtige Verbesserungen bezüglich der Besteuerung von Dividenden und Zinsen,
schaffe die Quellensteuer fast gänzlich ab und enthalte eine Schiedsklausel zur
Erhöhung der Rechtssicherheit. Bundesrat Ueli Maurer unterstrich in der Debatte die
Bedeutung der bilateralen Beziehungen mit Bahrein, indem er auf die bereits
bestehenden Freihandels- und Luft- und Schifffahrtsabkommen verwies. Der
Nationalrat nahm das Abkommen mit Bahrein mit 137 zu 25 Stimmen (bei 22
Enthaltungen) und das Änderungsprotokoll mit Kuwait mit 138 zu 25 Stimmen (bei 18
Enthaltungen) deutlich an. Die Nein-Stimmen und Enthaltungen stammten fast
ausschliesslich von der SVP-Fraktion, welche Vorlagen zur Entwicklung des
internationalen Steuerrechts laut eigener Aussage konsequent ablehne. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2020
AMANDO AMMANN

In der Frühjahrssession 2021 nahm der Ständerat das Änderungsabkommen  zum
Doppelbesteuerungsabkommen mit Kuwait und das Doppelbesteuerungsabkommen
mit Bahrain (BRG 20.066) ohne Gegenstimme an. Bundesrat Maurer hatte zuvor
ausführlich die Vorteile des DBA mit Kuwait dargelegt. Dazu gehören Verbesserungen
der steuerlichen Rahmenbedingungen für grenzüberschreitende Investitionen, sowie
verschiedene Steuerbefreiungen. 
Auch in der Schlussabstimmung fielen die Resultate sehr deutlich aus. Der Nationalrat
stimmte den Abkommen mit 142 zu 39 Stimmen (bei 14 Enthaltungen), der Ständerat mit
44 Stimmen einstimmig zu. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.03.2021
AMANDO AMMANN
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Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Banken

Le Conseil national s'est penché sur l'introduction de l'EAR relatifs aux comptes
financiers avec la République de Singapour, Hong Kong, Anguilla, les Bahamas, Bahreïn,
le Qatar, le Koweït, Nauru, les communes outre-mer des Pays-Bas et le Panama. Seul
l'UDC s'est opposée à l'introduction de l'échange automatique de renseignements avec
les pays sus-mentionnés. Néanmoins, les voix de l'UDC n'ont pas pesé lourd face au
reste de la chambre du peuple. L'introduction de l'EAR a donc été adoptée. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

1) BBI, 2020, S. 6947 ff.; BBI, 2020, S. 7075 ff.
2) AB NR, 2020, S. 2553; AB NR, 2020, S.2552ff.
3) AB NR, 2021, S. 713; AB SR, 2021, S. 20f.; AB SR, 2021, S. 339
4) BO CE, 2018, p.1081; BO CN, 2018, p.2254; BO CN, 2018, pp.2177; Communiqué de presse CER-CE du 13.11.2018

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23 2


